
Vorwort

Immer wenn die Medien über einen neuen Terrorakt in Deutsch-
land mit rassistischem bzw. neonazistischem Hintergrund berichten, 
wiederholt sich dasselbe Schema, so z. B. nach dem Mordanschlag 
in Halle am 9. Oktober 2019: Während große Teile der Öffentlich-
keit mit Bestürzung und Fassungslosigkeit reagieren, fordern Regie-
rungspolitiker*innen vor allem mehr Personal und mehr Überwa-
chungsbefugnisse für die Verfassungsschutzämter sowie eine bessere 
Vernetzung mit den anderen »Sicherheitsbehörden«. Geflissentlich 
ignoriert wird dabei, dass der Verfassungsschutz beim »Kampf gegen 
den Rechtsextremismus« bisher auf ganzer Linie versagt hat, ja 
schlimmer noch: Statt bei der Aufklärung des terroristischen Netz-
werkes rund um den »Nationalsozialistischen Untergrund« (NSU) 
und dessen über viele Jahre anhaltende Mordserie tatkräftig mitzu-
wirken, wurden die polizeiliche Ermittlungsarbeit gezielt behindert 
und die eigene Verstrickung in die Neonaziszene durch die zahlrei-
chen V-Leute der »Ämter« systematisch vertuscht. Auch was es mit 
den Verbindungen mehrerer Verfassungsschutzämter mit dem mi-
litanten »Hannibal-Komplex« auf sich hat, wirft die Frage nach der 
Rolle rechter Netzwerke in Teilen der Exekutive auf.

Die historischen, politischen und ideologischen Hintergründe 
des Verhaltens unseres Inlandsgeheimdienstes werden in den Bei-
trägen dieses Sammelbandes analysiert. Nachgewiesen wird dabei 
auch, dass die Verfassungsschutzämter teilweise weit außerhalb des 
Auftrages handeln, den ihnen die Verfassung und die Fachgeset-
ze zuweisen. Statt sich als »Frühwarnsystem« für Gefahren für die 
demokratische Verfassungsordnung zu betätigen, überwachen sie 
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kontinuierlich unbescholtene, aber sich politisch oppositionell en-
gagierende BürgerInnen und unterhöhlen damit nicht zuletzt das 
System freier und offener demokratischer Willensbildung, die das 
Grundgesetz garantiert. Es spricht viel für die Annahme, dass das 
schon bei der Gründung des Bundesamtes für Verfassungsschutz im 
Kalten Krieg herrschende Feindbild gegen Links bis heute fortwirkt. 
Dass eine Person wie Hans-Georg Maaßen mit seiner unverhohle-
nen Sympathie für die AfD jahrelang diese Behörde leiten konnte, 
ist denn auch keineswegs Zufall. Maaßen repräsentiert mit seinen 
Ansichten durchaus die politisch-ideologische Grundausrichtung 
des Verfassungsschutzes, wie sie auch nach seinem Rücktritt noch 
besteht.

Als Teil der Exekutive unterliegt auch der Verfassungsschutz 
grundsätzlich parlamentarischer und gerichtlicher Kontrolle. Dass 
diese in der Realität kaum funktioniert, wird in diesem Buch nachge-
wiesen. Das provoziert die Frage, ob ein solcher praktisch unkontrol-
lierter »Verfassungsschutz« seinen Namen verdient und überhaupt 
eine Existenzberechtigung hat. »Brauchen wir den Verfassungs-
schutz? Nein!«, so beantwortete das Memorandum der Humanisti-
schen Union und anderer Bürgerrechtsorganisationen diese Frage 
schon im Jahre 2013. In diesem Buch wird nun gezeigt, dass eine 
Abschaffung des Verfassungsschutzes keineswegs die von manchen 
befürchteten »Sicherheitslücken« hinterlassen würde. Echter Verfas-
sungsschutz ist in der gegenwärtigen Situation in Deutschland bitter 
notwendig – aber nicht durch eine diesen Auftrag systematisch ver-
letzende staatliche Behörde, sondern durch demokratisches Engage-
ment und die entschlossene Verteidigung der BürgerInnenrechte!
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